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Beschluß der Bürgerschaft
vorn 8 . März 1871 .

1 . Gedächtniß der für das Vaterland gefallenen Krieger .
Bei dem ehrenvollen Antheile , welchen das erste hanseatische Regiment , sowie die andern Theilen des deutschen Heeres angehörigen Söhne Bremens , an dem

nunmehr glücklich beendeten Kriege gehabt haben , sieht es die Bürgerschaft als eineder Nächstliegenden Angelegenheiten an , für das dauernde Andenken der sür dasVaterland Gefallenen Sorge zu tragen . Sie beantragt daher die Niedersetzung einer
Deputation , welche über eine geeignete Ausführung dieser Obliegenheit berathe und
Vorschläge mache .

2 . Anleihe .
Die Bürgerschaft genehmigt ihrerseits , daß die Finanzdeputation ermächtigtwerde , den Anleihevertrag über 1,250,000 Thaler zu den in dem Berichte der

Deputation vom 3 . März d . I . angegebenen Bedingungen mit dem daselbst bezeich¬neten Consortium abzuschließen und das weiter Erforderliche in Ausführung ,zu bringen .

3 . Abänderung des 8 . 16 der Verfassung .
Die Bürgerschaft hat in zweiter Berathung mit mehr als der Hälfte der

gesetzlichen Zahl der Vertreter in Wiederholung ihres Beschlusses vom 25 . Januard . I . die Abänderung des Z . 16 der Verfassung in der von der Deputation in ihremBerichte vom 18 . November 1870 vorgeschlagenen Fassung beschlossen und ertheilt ,sür den Fall zu hoffender Zustimmung des Senats zu diesem Beschlusse , ihrerseitsdem von der Deputation mit jenem Berichte vorgelegten Gesetzentwürfe ihre Geneh¬migung , indem sie es dabei mit der Deputation als selbstverständlich betrachtet , daßVersammlungen von Mitgliedern der Bürgerschaft nicht unter die Bestimmungendieses Gesetzes fallen und den Senat ersucht , dieser Auffassung auch seinerseits sich.zustimmig zu erklären .

4 . Besteinung der Hauptverbindungswege im Gebiet .
Dem von der Deputation in ihrem Berichte vom 2 . Oktober 1870 beigelegtenGesetzentwürfe mit den im Berichte vom 13 . Januar d . I . dazu vorgeschlagenenAbänderungen ertheilt die Bürgerschaft ihre Genehmigung , behält sich jedoch eine

Revision dieses Gesetzes innerhalb der nächsten fünf Jahre vor .

Mittheilung des Senats an die Bürgerschaft
vom 10 . März 1871 .

1 . Gedächtniß der sür das Vaterland gefallenen Krieger .
Mit einer Deputationsberathung wegen dieser Angelegenheit ist der Senat

einverstanden , und sieht er der Namhaftmachung der Deputirten der Bürgerschaft
entgegen .

2 . Anleihe .
Im Einvernehmen mit der Bürgerschaft hat der Senat der Finanzdeputationdie in ihrem Berichte vom 3 . d . M . beantragte Ermächtigung ertheilt .
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3 . Eisenbahn von Langwedel nach Uelzen .

Anknüpfend an die Mittheilungen , welche der Bürgerschaft unterm 21 . September

vorigen Jahres über das Project der Anlage einer Eisenbahn von Langwedel nach
Uelzen für Bremische Rechnung zugegangen sind (siehe Verhandlungen zwischen Senat
und Bürgerschaft paZ . 322 u . f .) , nimmt der Senat nunmehr Veranlassung , über

diese Angelegenheit , und in welcher Weise sie seitdem gefördert worden ist , sich weiter

zu äußern .
Zunächst mag erwähnt werden , daß , nachdem die Bürgerschaft den Vertrag

mit der Königlich Preußischen Regierung wegen der Anlage der vorbezeichneten Eisen¬
bahn und das Uebereinkommen mit der Magdeburg -Halberstädter Eisenbahngesellschaft
wegen des demnächstigen Betriebes auf derselben genehmigt hatte , die Ratifikation
des ersterwähnten Vertrages erfolgt ist und auch das Uebereinkommen mit dem
Direktorium der Magdeburg -Halberstädter Eisenbahngesellschast die vorbehaltene formelle
Genehmigung erhalten hat .

Inzwischen war mit den Specialvorarbeiten für die Eisenbahnlinie unter
Leitung des Baudirectors Berg schon im Juli vorigen Jahres der Anfang gemacht ,
nachdem die Geldmittel für diesen Zweck vorläufig in der Summe von 20,000 Thlrn .
bewilligt worden waren ; seitdem haben weitere 6000 Thlr . nachgefordert werden müssen .

Die zu dem Zwecke jener Vorarbeiten engagirten 10 Geometer haben nach
Feststellung der Gesammtrichtung die Linie sectionsweise bearbeitet ; da einige von
ihnen , ebenso wie mehrere Vorarbeiter zu den Fahnen berufen wurden und Ersatz
nicht zu schaffen war , so konnten die Feldarbeiten nicht nach Wunsch beschleunigt
werden , zumal da häufiges Regenwetter die Ausführung des Nivellements erschwerte .
Es mußte auch eine neue Linie aufgesucht werden , weil die früher von anderer Seite
generell bearbeitete Linie , ihrer ungünstigen Steigungen wegen , nicht beibehalten
werden konnte . Am 1 . October endlich konnte das Bureau behufs Ausarbeitung
der Pläne und Zeichnungen hier errichtet werden . Diese Arbeit ist inzwischen voll¬
endet ; die Pläne sind , nachdem sie den Commissarien des Magdeburg - Halberstädter
Eisenbahndirectorii in Gemüßheit des mit demselben abgeschlossenen Vertrages vor¬
gelegt und von ihnen gutgeheißen sind , im Januar d . I . dem Königlich Preußischen
Handelsministerium eingesandt worden , um dessen vertragsmäßige Genehmigung
einzuholen .

Nach den eingereichten Plänen beginnt die projectirte Eisenbahnlinie , deren
ganze Länge 12,s Meilen beträgt , in dem Bahnhöfe Uelzen , wendet sich in westlicher
Richtung nach dem Dorfe Westerweyhe , durchläuft den Bobenwald und führt etwa
400 Ruthen westlich von Ebstorf auf Altenebstorf , woselbst eine Haltestelle I . Classe
projectirt ist . Von hier aus führt die Linie in gerader Richtung westlich nach Brock¬
höfe, wo eine Haltestelle II . Classe projectirt ist . Von Brockhöfe führt die Bahn aus
Munster , wo eine Haltestelle II . Classe erbaut wird , und von da über Emmingen ,
mit Haltestelle II . Classe , nach Soltau . Hier wird ein Bahnhof II . Classe erbaut .
Von Soltau läuft die Bahn immer in allgemein westlicher Richtung über Frielingen ,
mit Haltestelle II . Classe , nach Visselhövede , wo eine Haltestelle I . Classe hergestellt
werden muß . Von Visselhövede läuft die Bahn über Jeddingen , Bendingbostel , mit
Haltestelle II . Classe , nach Kirchlinteln , wo ebenfalls eine Haltestelle II . Classe pro¬
jectirt ist , und weiter nach Langwedel , um dort in die Wunstorf -Bremer Eisenbahn
auszumünden .

Der definitiven Genehmigung dieser projectirten Linie muß die landes -
polizeiliche Begehung derselben vorangehen , bei welcher alle Interessenten vertreten
sind . Auf eine baldige Anordnung dieser landespolizeilichen Begehung ist bei
dem Königlich Preußischen Eisenbahn -Commissariat zu Berlin , welches als Auf¬
sichtsbehörde in Gemäßheit des tz . 46 des Preußischen Eisenbahngesetzes vom
3 . November 1838 Seitens des Königlich Preußischen Handelsministeriums ernannt
ist , diesseits schon angetragen worden . Inzwischen werden die Entwürfe für die
verschiedenen Bahnhöfe und Haltestellen , für die Brücken , Wegeüberführungen rc . rc .
ausgearbeitet und die Kosten veranschlagt , um möglichst bald zu einer klaren Ueber¬
sicht des Umfanges der Arbeiten und zu einem annähernd richtigen Urtheile über die
Gesammtkosten der ganzen Eisenbahnanlage zu gelangen . — Ueber den Anschluß der
neuen Bahn , einerseits an den Bahnhof in Uelzen , andererseits an denjenigen in
Langwedel , über die auf beiden Bahnhöfen herzustellenden Erweiterungsbauten und
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über die Durchführung der Personen - und Güterzüge über die Bahnstrecke Langwedel-Bremen sind bereits Verhandlungen mit der Königlich Preußischen Eisenbahn-Directionin Hannover eingeleitet, welche ein beiderseitig befriedigendes Resultat in Aussichtstellen . — Auch das für die Bahnlinie erforderliche Areal ist durch Verhandlungen mitden betreffenden Stadt - und Landgemeinden und Privatbesitzern im Großen und
Ganzen bereits gesichert ; es bedarf nur noch der diesseitigen definitiven Genehmigungdieser vorläufigen Verträge und einer nachträglichen Unterhandlung in wenigenunwesentlichen Fällen . Die verabredeten Preise des anzukaufenden Areals sind denOrts - und Nutzungsverhältnissen angemessen ; ein Theil des erforderlichen Terrains
ist von den Besitzern unentgeltlich zugesagt .

Somit ist Allem vorgesehen , was zur baldthunlichen Inangriffnahme desBaues führen kann . Zu dessen Vollendung sind unbedingt zwei , volle Sommer
erforderlich ; will man also nicht gezwungen sein , bis zum Herbste 1873 mit der
Eröffnung der Bahn zu warten , so muß der Bau schon in diesem Frühjahre , imMonate Mai , beginnen , und man darf alsdann hoffen, gegen Ende des Jahres 1872
fertig zu sein .

Der Senat ist daher der Ansicht, daß jetzt nicht länger damit gezögert werden
darf , in Betreff der Ausführung des Baues einen Beschluß zu fassen. Allen einge¬
zogenen Erkundigungen nach stehen einem mit solchen Eisenbahnbauten vertrautenGeneral -Unternehmer hinsichtlich der Anschaffung der Materialien sowie der Geräth -
schaften für den Bau , des Engagements der zahlreichen Arbeiter , der Unterbringungderselben in einer spärlich bewohnten Gegend rc . besondere Vortheile zu Gebote ,welche es ihm ermöglichen , billig zu bauen. Demnach erachtet der Senat es für
zweckmäßig, daß der Bau in General-Entreprise gegeben werde, um so mehr, als
sich hierdurch in möglichst zuverlässiger Weise der Kostenbetrag im Voraus feststellenläßt . Nach den bisherigen Ermittelungen wird der frühere Voranschlag der Bau¬
kosten schwerlich überschritten werden. Um nun ein bestimmtes Uebereinkommen miteinem Unternehmer zu treffen, erscheint es dem Senate am Geeignetsten , daß eineverwaltende Deputation und zwar die Deputation für Häfen und Eisenbahnen mitder wettern Behandlung der Angelegenheit beauftragt werde. Der Senat richtetdemnach an die Bürgerschaft den Antrag , und ersucht sie, ihm darin beizustimmen ,daß die genannte Deputation damit betraut werde , die Baubedingungen aufzustellenund mit einem General -Unternehmer ein Uebereinkommen hinsichtlich Ausführung desBaues auf Grund jener Bedingungen abzuschließen.

Es wird dann auch die Behörde, welche nach Art . IV des Staatsvertragesvorn 17 . Juli 1870 von Bremen für Bau und Betrieb der Bahn einzusetzen ist, durchden der obengenannten Deputation ebenfalls angehörenden Eisenbahn-Commissar desSenats und einen ihm beizuordnenden Techniker gebildet werden. Diese Behördewird Domicil in Preußen , in einem der an der Bahn gelegenen Orte zu nehmenund den Bremischen Staat in allen, die Eisenbahn Langwedel -Uelzen betreffendenAngelegenheiten dem Preußischen Staate , dem Publikum und andern Eisenbahn-Ver¬
waltungen gegenüber zu vertreten haben ; sie wird insbesondere auch die Verhandlungen,mit dem Königlichen Preußischen Eisenbahn-Commiffariate zu Berlin und vermittelstdesselben mit dem königlich Preußischen Handelsministerium zu führen haben unddeshalb schon in Wirksamkeit treten müssen, ehe der Bau in Angriff genommen wird.Der Senat sieht einem baldigen Beschlusse der Bürgerschaft hinsichtlich seinesobigen Antrages entgegen , weil die Arbeiten der betreffenden Deputation bis zum Abschlüsseeines Baucontracts voraussichtlich noch geraume Zeit in Anspruch nehmen werden.

4 . Gesetz , den strafbaren Bankerutt betreffend .
Die wegen Abänderung des Strafrechts und der Strafproceßordnung nieder¬

gesetzte Deputation hat den ihr aufgetragenen weiteren Bericht wegen Bestrafungdes Bankerutts nebst einem abgeänderten Gesetzentwurf eingereicht , welche der Senat
hieneben der Bürgerschaft zur Erklärung mittheilt , indem er seine Beschlußfassung
sich vorbehält.

5 . Berlegung der Begräbnißplätze .
Die Verwaltungscommission der altstädtischen Begräbnißanstalten hat dem Senat

berichtet , daß die gegenwärtigen Begräbnißplätze nur noch auf kurze Zeit ausreichen
27 *
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würden , daß eine Vergrößerung derselben schon der Lage halber unthunlich sei und

daß daher die Herstellung eines oder mehrerer neuer Begräbnißplätze schwerlich länger

werde umgangen werden können . Dem Berichte sind zugleich Vorschläge beigefügt ,
wie durch Anlage eines Centralbegräbnißplatzes aus die Dauer dem Bedürfnisse

werde abzuhelfen sein .
Der Senat zweifelt nach dem Bericht nicht an der Nothwendigkeit der Anlage

eines oder mehrerer neuer Begräbnißplätze , erachtet auch die Vorschläge der Ver -

waltungscommission einer weiteren Erwägung werth und empfiehlt daher , indem er

den Bericht mit dessen beiden Anlagen der Bürgerschaft abschriftlich hieneben mit¬

theilt , die ganze Angelegenheit , namentlich die Frage , in welcher Weise am zweck¬

mäßigsten dem Bedürfnisse werde abgeholfen werden können , vorab zur Berathung

und Berichterstattung an eine Deputation zu verweisen .
Er fordert daher die Bürgerschaft auf , für diese Deputation ihre Mitglieder

zu bezeichnen .
0 . Armeninstitut .

Der Senat ist mit dem von der Bürgerschaft in Betreff des obigen Gegen¬

standes gestellten Antrage dahin einverstanden , daß eine Deputation zur Revision der

Organisation und Gesetze des Armeninstituts niedergesetzt und ausdrücklich beauftragt
werde , bei ihren Berathungen neben dem Bericht der Session des Armeninstituts vorn

30 . April 1869 auch den von der Bürgerschaft mitgetheilten Commissionsbericht und

die weiter mitgetheilten Anträge , sowie den , freilich mit einiger Sicherheit erst nach

längerer Erfahrung zu beurtheilenden Einfluß der Bundesgesetze aus unser städtisches
Armenwesen in Erwägung zu ziehen , und ersucht die Bürgerschaft , zu dieser Depu¬
tation ihre Mitglieder namhaft zu machen .

Anlage I
zur Mittheilung des Senats

vom 10 . März 1871 .

Dritter Gericht
der Deputation für Abänderung des Strasrechts und der Strafproceß -

ordnung .

Von Altersher haben bekanntlich in Bremen diejenigen Bürger , welche in
der Betreibung von Handelsgeschäften ihren Beruf fanden , einen corporativ abge¬
schlossenen , unter besonderen Vorstehern geordneten , in den politischen Organismus
eingegliederten <̂ tand gebildet . So ist auch heutiges Tages die bremische Kauf¬
mannschaft verfassungsmäßig zu einem Kaufmannsconvent vereinigt , als Corporation
durch ihren Vorstand , die Handelskammer , gegen Dritte vertreten und mit politischen
Rechten ausgestattet . Das Gesetz bezeichnet die Eigenschaften , die erforderlich sind ,
um dem Kaufmannsconvent als Mitglied anzugehören , und diesen politischen Begriff
eines bremischen Kaufmanns sind wir gewohnt , mit dem sehr davon verschiedenen
rechtlichen Begriff zu identificiren . Nach dem deutschen Handelsgesetzbuch ist Jeder
ein Kaufmann , der gewerbemäßig Handelsgeschäfte betreibt . Ob der Betrieb „ ge¬
werbemäßig " geschehe , ist eine in jedem einzelnen Falle gerichtlich und , wenn die
Schulden vorwiegend aus Handelsgeschäften herrühren , gemeiniglich nicht schwer zu
beantwortende Thatfrage . Der Betrieb braucht keinesweges ein ausschließlicher zu
sein um für gewerbemäßig zu gelten ; Jeder , er gehöre einem Stande an , welchem
er wolle , kann neben seinem sonstigen Amt oder Gewerbe in diesem Sinne ein
Kaufmann sein . In derselben Bedeutung behandelt das deutsche Strafgesetzbuch den
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Kaufmann als Subject eines strafbaren Bankerutts , und da an diefem reichsgesetz -
lichen Begriff landesgesetzlich sich nichts ändern läßt , fo ist damit zugleich die Be¬
deutung eines „ Nicht -Kaufmanns " in dem von der Deputation vorgelegten Gesetz¬
entwürfe festgestellt .

Dies vorausgesetzt , glaubt die Deputation die ihr zur Berathung verstellte Frage :
„ ob und wie sich die Ungleichheit der Bestrafung von Kaufleuten und
Nichtkaufleuten in dem Entwürfe beseitigen lasse " ,

dahin verstehen zu sollen : ob es strafpolitifch sich rechtfertigen lasse , die für den
betrüglichen oder einfachen Bankerutt eines Kaufmanns oder für sonstige an einem
Falliten strafbare Handlungen vorgeschriebenen Strafen in gleicher Strenge dem
Gemeinschuldner anzudrohen , der Handelsgeschäfte gar nicht oder doch nicht gewerbe-
mäßig betrieben hat.

Wenn es bei Eingehung gewöhnlicher Bertragsverhältnisse ebenso ausführbarals rathfam ist , von der Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit des Anderen sich
vorab genau zu unterrichten, so ist dies in gleichem Grade im Handelsverkehr
nicht möglich . — Daß Treue und Glauben walte, ist für den Handel eine Lebens¬
bedingung . Wer dies nothwendige Vertrauen absichtlich oder fahrlässig zum Nach¬
theil seiner Gläubiger täuscht , gefährdet die Sicherheit des Handels überhaupt und
verdient Strafe , auch wenn dies sein Thun oder Lassen nicht unter den Begriff
einer allgemeinen strafbaren Handlung fällt . Dies der Gedanke , welcher der Auf¬
stellung des „ Bankerutts "

, als eines ganz besonderen , dem gemeinen Recht fremden
Reats in den Strafgesetzen neuerer Zeit zum Grunde liegt . Ihn festhaltend hatte
das preußische Strafgesetzbuch nur den Bankerutt solcher Falliten unter Strafe ge¬
stellt , welche Handelsgeschäfte treiben, und auch das deutsche Strafgesetzbuch hat seine
Strafbestimmungen auf den kaufmännischen Bankerutt beschränken zu sollen geglaubt.
Mit andern deutschen Landesgesetzen hat nun freilich unsere Debitordnung die Kon¬
sequenz aus jenem Gedanken nicht mit gleicher Schärfe gezogen. In einer Handels¬
stadt greifen die verschiedenen Arten geschäftlichen Betriebes vielfach in einander, und
der Handelsgeist beherrscht so sehr das öffentliche Leben , daß die Gewohnheit des
freilich nur im Handel nothwendigen Creditgebens sich auf alle Classen erstreckt, und
man daher sagen darf, daß hier ein Jeder durch Mißbrauch des Credits aus ge¬
meingefährliche Weise ein nun einmal allgemein bestehendes Vertrauen verletzt .
Allein je nachdem ein Mißbrauch des Credits den Handels - oder den gemeinen Ver¬
kehr berührt , ist doch , wie der Umfang der drohenden Schädigung, so der Grad der
Gemeingesährlichkeit durchschnittlich ein sehr verschiedener . Wenn daher auch unsere
Debitordnung in den Strafen , die sie androht, zwischen dem kaufmännischen und
nichtkaufmännischen Bankerutt nicht unterscheidet , so war es doch selbstverständlich
Aufgabe des Richters, jene Verschiedenheit und zugleich die nicht seltene Geringfügigkeit
des bei einem nicht kaufmännischen Bankerutt angerichteten oder beabsichtigten Schadens
bei der Strafzumessung zu berücksichtigen. Dieser Aufgabe im vollsten Umfange zu
genügen , hatte ihn das Gesetz durch die weitesten bis zu dem kleinsten Mindestbetrag
hinabgehenden Strafgrenzen (beim betrüglichen Bankerutt von einem Tage Gefängnißbis zu drei Jahren Zuchthaus) in den Stand gesetzt . Das deutsche Strafgesetzbuch
betrachtet nun den Bankerutt eines Kaufmanns als eine der schwersten Strafthaten ;als ordentliche Straft des betrüglichen Bankerutts schreibt es Zuchthaus von einem
bis zu fünfzehn Jahren vor, während es den nichtkaufmännischen Bankerutt als be¬
sonderen Real ganz ausscheidet . Es betont daher die Verschiedenheit in der denkbar
entschiedensten Weise, und wenn gleich das Einführungsgesetz nachträglich sich dazu
verstanden hat, die landesgesetzlichen Strasvorschristen über den nichtkaufmännischen
Bankerutt bis aus Weiteres in Kraft zu belassen : so würde es doch offenbar dem
Geist der Reichsgesetzgebung widersprechen , die Strafe des nichtkaufmännischen
Bankerutts zu der außerordentlichen Höhe der reichsgesetzlich dem Bankerutt eines
Kaufmanns angedrohten Strafe tandesgesetzlich zu erheben . Es würde damit zu¬
gleich jene Verschiedenheit gesetzlich dergestalt aufgehoben , daß dieselbe auch richterlich
ferner nicht mehr bei der Strafzumessung berücksichtigt werden dürfte.

Die Deputation ist aus diesen Gründen zu der Ueberzeugung gekommen, daß
die Ungleichheit der Bankeruttsstrafen bei Kaufleuten und Nicht-Kaufleuten nicht be¬
seitigt werden dürfe.

28
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Jene Ungleichheit ist jedoch nur für die eigentlichen Bankeruttsstrafen geboten .

Für andere Handlungen oder Unterlassungen , die an einem Bankeruttirer bestraft

werden sollen , trifft der Grund nicht in gleichem Maße zu ; von einem Nicht -Kauf -

mann begangen , können sie mitunter subjectiv nicht weniger strafwürdrg sein und

objectiv ebenso das Interesse der Gläubiger gefährden als bei einem kaufmännischen

Falliten .
Wie in dieser Beziehung hat die Deputation bei nochmaliger Berathung des

ebenso legislatorisch schwierigen als wichtigen Gegenstandes noch zu einigen anderen

Abänderungen und zur Ausstellung des anliegenden revidirten Gesetzentwurfs sich

veranlaßt gefunden .
Zunächst sind aus dem obigen Grunde in den Fällen der W . 4 , 5 , 6 , 7 , 8 ,

soweit diese strafbaren Handlungen ihrer Natur nach so gut von Nichtkausleuten als

von Kaufleuten begangen werden können , die Strafen für Beide gleichgestellt .

Im Uebrigen mag für die Abweichungen vom ersten Entwurf das Nach¬

stehende zur Rechtfertigung dienen .
In den W . 1 und 2 ist , abweichend von den M 2 und 3 des ersten Ent¬

wurfs , der Thatbestand so festgestellt , wie es bei den Verhandlungen der Bürgerschaft

beantragt worden ist . Nur scheint die Bemerkung nicht überflüssig , daß der im Z . 2

erwähnte Differenzhandel , dem oben entwickelten Begriff eines Nichtkaufmanns ent¬

sprechend , nicht gewerbemäßig darf betrieben sein ; es würde sonst der tz . 283 des

Strafgesetzbuchs zur Anwendung kommen .
In den M . l und 7 ist zwar der Höchstbetrag von fünf Jahren Zuchthaus ,

in thunlichster Annäherung an die bis zu fünfzehn Jahren Zuchthaus für den kauf¬
männischen Falliten ansteigenden Strafen des Strafgesetzbuchs , beibehalten , der

Mindestbetrag der ordentlichen Strafe aber bis zum Mindestbetrag der Gefängniß¬
strafe herabgesetzt worden . — Einen solchen außerordentlichen Spielraum dem richter¬
lichen Ermessen zu eröffnen , muß zwar legislatorisch der Regel nach für unzulässig
erachtet werden , ist aber bei solchen strafbaren Handlungen gerechtfertigt , wo die
Grade der objectiven Strafbarkeit außerordentlich verschieden sein können , das Gesetz
der immer willkürlichen Abstufung der Strafe nach dem Betrage des angerichteten
Schadens sich enthalten muß , der Richter aber in der Geringfügigkeit dieses Schadens
allein , im Blick auf den vorliegenden Grad der subjektiven Verschuldung , einen
mildernden d . h . zum Hinabgehen unter die ordentliche Strafe berechtigenden Umstand
nicht erblicken könnte . Das Strafgesetzbuch (M . 224 , 226 ) ist in einem umgekehrten
Falle , wo das Maß , in welchen : der schwere nicht gewollte Erfolg einer vorsätzlichen
Strafthat dem Thäter zugerechnet werden muß , aus subjektiven Gründen ein sehr
verschiedenes sein kann , in gleicher Weise von der Regel abgewichen .

Zum Z . 3 mag darauf aufmerksam gemacht werden , daß die Handlung , wenn
im Einverständniß mit dem Falliten begangen , unter die Strafbestimmung des tz . 1

fallen würde . Ebendeshalb wird sie , wenn , wie hier vorausgesetzt wird , der Fallit
ein Nichtkaufmann ist , in der Regel , sollte sie überhaupt einmal vorkommen , von so
geringer Bedeutung sein , daß meistens eine Geldstrafe genügen , aber auch in den
schwersten Fällen eine Gefängnißstrafe bis zu fünf Jahren ausreichend sein wird .

Zum Z . 4 einige allgemeine Bemerkungen . Gewisse Handlungen oder Unter¬
lassungen , sie mögen vor oder nach Ausbruch des Bankerutts verübt sein , sollen an
einem Bankeruttirer streng bestraft werden . Kommt es nicht zum Bankerutt , so
sind sie an sich zum Theil gar nicht , zum Theil unter dem Gesichtspunkt gemeiner
Vergehen viel weniger strafbar . Von der größten Bedeutung ist es daher , von welchem
Augenblick an der Bankerutt (die formelle Insolvenz ) für eingetreten gilt . Nach
unserer Debitordnung ist dafür der Augenblick entscheidend , wo die Insolvenz gericht¬
lich angezeigt oder , was damit zusammenfällt , mittelst gerichtlichen Veräußerungs¬
verbots ein Debitverfahren eröffnet ist . Das deutsche Strafgesetzbuch dagegen geht ,
wie vorher das preußische , davon aus , daß in der Handelswelt das pünktliche , an
bestimmte Verfalltage gebundene Zahlungsleisten eine , den kaufmännischen Verkehr
überhaupt bedingende Geschäftshandlung sei, die Zahlungseinstellung daher in der
Bedeutung emer formellen Jnsolvenzerklärung gar nicht zweifelhaft sein , und von einer
nur augenblicklichen Zahlungsunfähigkeit im einzelnen Falle leicht unterschieden werden
könne . Ein Kaufmann wird daher zum Bankeruttirer von dem Augenblick an, , wo
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er seine Zahlungen eingestellt hat, und von diesem Augenblick an verfällt er , wenn
er sich einer der Handlungen oder Unterlassungen schuldig gemacht hat, die den That¬
bestand des strafbaren Bankerutts bilden , der gesetzlichen Strafe . Es soll auch fürden Begriff und diese Folgen der Zahlungseinstellung gleichgültig sein, ob später
sich etwa ergeben möchte, daß eine materielle Insolvenz gar nicht vorhanden gewesen
sei , wie denn überhaupt der strafbare Bankerutt eine wirklich eingetretene Vermögens¬
beschädigung Anderer nicht erfordert . Dieser Unterschied zwischen dem neuen und
unserem bisherigen Recht ist von großer Bedeutung . Bisher konnte ein Kaufmann
nach seiner Zahlungseinstellung durch einen Accord unter der Hand der Eröffnungeines Debitverfahrens sich entziehen ; er wurde also nicht ein Bankeruttirer und ent¬
ging damit, selbst im Fall größter Verschuldung , den Strafen des Bankerutts über¬
haupt , während er denselben fortan schon mit der Zahlungseinstellung verfallen
wird . Dasselbe würde nun auch , wenn nichts Anders bestimmt werden sollte, von
der im 4 vorgesehenen Unterlassung gelten. Unsere Debitordnung bestraft einen
Bankeruttirer , also nach ihrer Definition dieses Begriffs den Gemeinschuldner , über
dessen Vermögen ein Debitversahren eröffnet ist, wenn er nicht seine Insolvenz späte¬
stens am Tage nach seiner Zahlungseinstellung oder wenn er sie selbst dann nicht
gerichtlich erklärt, als dieselbe schon den näher bezeichneten Grad erreicht hatte . Da
nun reichsgesetzlich der Bankerutt schon mjt der Zahlungseinstellung beginnt, so würde
diese Unterlassung der gerichtlichen Anzeige auch dann strafbar sein, wenn der Noth¬
wendigkeit dieser Anzeige durch einen Accord unter der Hand vorgebeugt wäre . In
diesem Falle aber, wo also die Gläubiger mit der gerichtlichen Nichtanzeige sich ein¬
verstanden erwiesen haben, scheint der Deputation eine Bestrafung solcher Unter¬
lassung dann nicht gerechtfertigt, wenn der Schuldner sich keiner andern an einem
Falliten strafbaren Handlung schuldig gemacht hat . Wird er als Bankeruttirer , d . h.als Schuldner , der seine Zahlungen eingestellt hat, ungeachtet ein Debitversahren
nicht eröffnet ist, wegen eines strafbaren Bankerutts oder einer der Handlungen, die
den Gegenstand der ZZ . 6 und 7 dieses Gesetzes bilden , gerichtlich verfolgt und bestraft ,
so würde ein genügender Grund nicht vorliegen, jene Unterlassung straffrei zu lassen ;
vielmehr sind Fälle sehr wohl denkbar , wo die Gläubiger mit Hülse solcher ihnenunbekannt gebliebener strafbarer Handlungen zum Abschluß eines Accords veranlaßt
sind , gleichwohl es nicht in ihrem Interesse finden , nachträglich die Eröffnung eines
Debitverfahrens zu beantragen.

Uebrigens mag bei dieser Gelegenheit erwähnt werden, daß die Deputation
sich auch mit der Frage beschäftigt hat, ob nicht, da jetzt strafrechtlich die Zahlungs¬
einstellung an Stelle der Eröffnung des Debitverfahrens den Eintritt der formellen
Insolvenz bezeichnet, dieser Aenderung auch in civilrechtlicher Beziehung Folge
zu geben wäre.

Sie hat aber in dieser Beziehung einen Antrag zu stellen unterlassen zu
sollen geglaubt, weil der Bejahung der Frage auf den ersten Blick zwei Bedenken
entgegen zu stehen scheinen; einmal, daß der Zeitpunkt der Zahlungseinstellung sichmit der in civilrechtlicher Rücksicht erforderlichen Genauigkeit selten wird feststellen
lassen, und sodann , daß es rücksichttich der Nicht -Kaufleute, bei welchen von einer
Zahlungseinstellung im reichsgesetzlichen Sinne gar nicht die Rede sein kann , dochbei dem bisherigen Ansang der formellen Insolvenz sein Bewenden behalten muß ,daher eine solch« Aenderung die Folge haben müßte, daß auch in den civilrechtlich
entscheidenden Zeitberechnungen zwischen einem kaufmännischen und nicht kaufmän¬
nischen Bankerutt zu unterscheiden wäre.

Der H . 5 stellt in Beziehung auf die strafbare Verzögerung der formellen
Insolvenz eine Gleichstellung der Nicht -Kaufleute mit den Kaufleuten her . Zwar ist
diese hier selbst der Debitordnung fremd , der strafpolitische Grund ist aber hier bei
beiden derselbe.

Zu tz . 6 . Der an Stelle des H . 3 Ziffer 2 des ersten Entwurfs in der
Sitzung der Bürgerschaft vorn 11 . Januar als neuer Z . 4 beantragte, unserer Debit¬
ordnung entnommene Satz will einen Falliten bestraft wissen, wenn er

„ obwohl er seinen Vermögensverfall kannte oder doch kennen mußte,
sich zu helfen gesucht hatte entweder

1 ) durch sehr gewagte Unternehmungen, oder
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2) durch Rechtsgeschäfte, welche er, nur um sich augenblicklich Geld zu
verschaffen, eingegangen war .

"
Die wesentliche, jetzt vorgeschlagene Abänderung beruht aus folgenden Gründen :
Zu 1 . Das Strafgesetzbuch tz . 283 Ziffer 1 (auch ß . 2 dieses Gesetzes ) straft

wegen einfachen Bankerutts einen kaufmännischen Falliten mit Gefängniß bis zu zwei
Jahren, wenn er „ durch Spiel oder Differenzhandel mit Waaren oder Börsenpapieren
übermäßige Summen verbraucht hat oder schuldig geworden ist .

" Zunächst macht
nun das große Bedenken sich geltend , ob , wenn das Strafgesetzbuch aus der Gattung
„ sehr gewagter Unternehmungen " nur das Spiel und den diesem verwandten Diffe¬
renzhandel , als einzelne, in ihrem Begriff objectiv bestimmte Species unter Strafe
stellt , alle andere Arten solcher Unternehmungen zu den „ Handlungen , über welche
das Strafgesetzbuch Nichts bestimmt" (§ . 2 des Einführungs- Gesetzes ) gezählt , daher
landesgesetzlich unter Strafe gestellt werden dürften , ob nicht vielmehr diese Arten
durch ein hier berechtigtes Argument a eontrarw von dem strafrechtlichen Gebiet
überhaupt für ausgeschlossen erachtet werden müßten . Jedenfalls würde , wollte man
sich auch über dieses formelle Bedenken hinwegsetzen , die Strafbarkeit dieser andern
Arten an dieselben Bedingungen geknüpft werden müssen , unter welchen das Straf¬
gesetzbuch die unter allen Umstünden gewagte Unternehmung des Differenzhandels
unter Strafe stellt . Das Unternehmen müßte daher nicht allein sehr gewagt gewesen
sein , sondern auch wirklich (im Verhältniß zu dem Vermögen des Wagenden ) über¬
mäßige Verluste oder Schulden herbeigeführt haben : und da der Schuldner diese
Natur des Unternehmens und die Gefahr eines solchen Erfolges hätte jedenfalls
ein- und vorhersehen sollen : so ergäbe sich, als subjective Voraussetzung ,
der strafbare Leichtsinn von selbst . Es würde also gar nicht mit unserer
Debitordnung vorauszusetzen sein, daß der Schuldner im Augenblick des Unter¬
nehmens sich „ im Vermögensversall " befunden hätte und sich dessen bewußt
gewesen wäre , oder hätte sein sollen ; andererseits würde auch ein bloßes
Hülse suchen nicht genügen, da alsdann das Vergehen für consummirt erachtet
werden müßte , wenn auch gar kein Schaden eingetreten wäre und wohl gar die
gesuchte Hülfe gefunden, die Zahlungseinstellung durch anderweitige unverschuldete Ver¬
luste herbeigeführt wäre . In welcher neuen Fassung und unter welchen Voraus¬
setzungen mau nun aber auch die im Strafgesetzbuch nicht speciell berührten „ sehr
gewagten Unternehmungen " unter Strafe stellen möchte , immer bliebe dawider neben
dem obigen formellen Bedenken das andere bestehen , daß man eine Handlung zum
Vergehen machte , deren objectiver Thatbestand abstract gar nicht zu bestimmen wäre.
Jede kaufmännische Speculation ist mehr oder weniger gewagt ; wer nicht wagt, nicht
gewinnt ; ob im gegebenen Falle das Wagen über die Grenze des Nothwendigen
oder doch des Gestatteten hinausgegangen , und ob, wenn auch ein Schaden , doch ein
so „übermäßiger" , wie eingetreten ist, hätte von einem Mißerfolg vorhergesehen
werden sollen — darüber wird häufig das Urtheil je nach der Subjektivität des
Richtenden verschieden lauten, daher eine gleichmessende Gerechtigkeit angezweifelt zu
werden Gefahr laufen .

Die Deputation hat aus diesen Gründen von einer Strasvorschrift für unbe¬
stimmte gewagte Unternehmungen um so mehr ganz absehen zu sollen geglaubt , als es
auch sehr dahin steht , ob nicht die Debitordnung auch nur solche Unternehmungen
im Auge gehabt habe , die das Strafgesetzbuch jetzt ausgezeichnet hat.

Zu 2 . Soll eine Handlung unter Strafe gestellt werden , so muß das Gesetz
sie individualisiren, die Merkmale feststellen, an welchen sie von andern ähnlichen
Handlungen unterschieden werden kann . Dieser Anforderung hat auch hier die Debit-
ordnung nicht entsprochen ; ein seiner Insolvenz sich bewußter Schuldner kann , um
sich augenblicklich Geld zu verschaffen , recht wohl ein Rechtsgeschäft eingehen , ohne
doch irgend strafwürdig zu werden . Was strafbar sein solle , mußte daher näher
bestimmt werden . Unter den Fällen, an welche die Debitordnung mag gedacht haben ,wird derjenige am häufigsten vorkommen , daß ein insolventer Schuldner sich durch
Darlehen Geld zu verschaffen sucht . Soll aber dies besonders unter Strafe gestellt
werden so müssen gewisse Voraussetzungen zutreffen . Hat der Schuldner seiner Lage
kein Hehl gehabt und dennoch einen Freund bewogen, ihm gegen dereinstige Rück¬
zahlung Weld zu leihen — wie könnte das strafbar sein ? Hat er seine Insolvenz
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verschwiegen und durch falsche Vorspiegelungen den Irrthum , daß er solvent sei , indem Darleiher erregt oder unterhalten , so verfällt er nach tz . 263 des Strafgesetz¬buchs der Betrugsstrafe ; der Fall bedarf daher hier keiner Berücksichtigung . Hat eraber, wohl wissend, daß der Andere ihn für die Zurückzahlung des Darlehns solventhalte, zwar Nichts gethan, denselben durch falsche Vorspiegelungen in dieser Meinungzu bestärken , wohl aber seine Lage verschweigend diesen Irrthum ausgebeutet, soverdient dies gefährliche weil häufige Beginnen eine Bestrafung . (Z . 6 . Ziffer 1 .)Wie in diesem Falle der Grund der Strafbarkeit nicht aus einer Gefährdungdes Interesses der Gläubiger überhaupt , vielmehr dem Fall des Z . 7 analog, dem
argen Mißbrauch eines dem Falliten von einem einzelnen Gläubiger bewiesenenVertrauens entnommen ist , so ist ihm der andere, unter ß . 6 Ziffer 2 hervorgehobeneFall verwandt, daß der Fällst , als er schon seiner Zahlungsunfähigkeit sich bewußtwar oder hätte sein sollen , um sich augenblicklich Geld zu verschaffen , Waaren ge¬kauft und ohne volle Zahlung geleistet oder gesichert zu haben , unter Umständen,welche die Anwendbarkeit des Z . 7 ausschließen , wieder verkauft und damit den Ver¬
käufer zu einem Buchgläubiger gemacht hatte . Ein Fall dieser Art von irgend nennens-
werther Bedeutung wird bei Nichtkausleuten nicht vorkommen . — Auch braucht hierdie Casuistik nicht die Möglichkeit zu berücksichtigen, daß der Verkauf zu Stande
gekommen wäre , ungeachtet der Käufer vorher seine Vermögenslage offenbart hätte.

Abgesehen von diesem Falle wird endlich ein insolventer Schuldner , bevorer ein Bankeruttirer geworden ist , sich augenblicklich Geld nur dadurch verschaffenkönnen , daß er Activgegenstände gegen baar verkauft. Ist dann der Erlös ange¬messen und noch in der Masse , so wird von Bestrafung nicht die Rede sein können ;hat er denselben verheimlicht oder bei Seite geschafft oder durch Aufwand , Spieloder Disserenzhandel vergeudet, so verfällt er andern Strasvorschristen ; hat er endlichdas Geld zu seinem oder seiner Familie nothwendigen Unterhalt verwendet oder
dringende Schulden damit abbezahlt , so wird darin Strafwürdiges nicht zu finden sein.Es bleibt daher für eine besondere Strafbestimmung nur der Fall übrig , daß der
Fallit , um sich augenblicklich Geld zu verschaffen, nicht aber in der Absicht , die

i Gläubiger zu benachtheiligen (Straf -Ges . -Buch Z . 281), Vermögensgegenstünde von
solchem Werth und so tief unter diesem Werth verschleudert hatte, daß daraus eineim Verhältniß zu der noch vorhandenen Activmasse erhebliche Schädigung der Gläu¬
biger verursacht ist (§ . 6 , Ziffer 3) . Diese Schädigung würde, wie im Fall des
Z . 7 , auch dann als vorhanden gelten müssen , wenn es den Gläubigern rechtlichmöglich wäre , im Gerichtswege das Geschäft zu rescindiren.

Der tz 7 ist in der Fassung, welche für den Z 5 des frühern Entwurfs inder Bürgerschaft vorgeschlagen ist , beibehalten , nur daß , wie bereits oben bemerkt,die Strafbestimmung eine Aenderung erfahren hat . Die M . 8 und 9 sind unver¬ändert geblieben .
Die Deputation erlaubt sich schließlich den Antrag :

dem beiliegenden revidirten Gesetzentwurf die Genehmigung ertheilen zuwollen .
< (gez . ) F . Donandt . (gez .) A . Pauli .
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Unter-Anlage
zur Anlage l . der Mittbeüung des Senats

vom 10 . März 1871 .

1 .
Ein Nicht-Kaufmann, über dessen Vermögen ein Debitverfahren eröffnet ist,wird wegen betrüglichen Bankerotte mit Gefängniß oder mit Zuchthaus bis zu fünfJahren bestraft, wenn er, in der Absicht, seine Gläubiger zu benachtheiligen ,1 ) Vermögensstücke verheimlicht oder bei Seite geschafft hat,2) Schulden oder Rechtsgeschäfte anerkannt oder aufgestellt hat, welche ganzoder theilweise erdichtet sind .

29
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Z . 2 .
Ein Nicht -Kaufmann , über dessen Vermögen ein Debitversahren eröffnet ist ,

wird wegen einfachen Banlerntis mit Gefängniß bis zu einem Jahre bestraft , wenn
er durch Aufwand , Spiel oder Differenzhandel mit Waaren oder Börsenpapieren
übermäßige Summen verbraucht hat oder schuldig geworden ist .

8 - 3 .
Wer im Interesse eines Nicht -Kaufmanns , über dessen Vermögen ein Debit -

verfahren eröffnet ist , Vermögensstücke desselben verheimlicht oder bei Seite geschafft
hat , oder , sei es im Interesse desselben , sei es , um sich oder einem Andern einen

Vermögensvortheil zu verschaffen , erdichtete Forderungen im eignen Namen oder durch
vorgeschobene Personen geltend gemacht hat , wird mit Gefängniß oder mit Geld bis

zu eintausend Thalern bestraft .

8 - 4.
Ein Kaufmann , über dessen Vermögen ein Debitversahren eröffnet ist , wird

mit Gefängniß bis zu einem Jahre bestraft , wenn er seine Zahlungseinstellung selbst
dann nicht gerichtlich erklärt hatte , als er bereits vorhergesehen oder hätte vorhersehen
sollen , daß im Debitversahren seine Buchgläubiger nicht einmal den vierten Theil
ihrer Forderungen erlangen würden , oder der nicht spätestens am Tage nach Ein¬
stellung seiner Zahlungen seine Insolvenz gerichtlich erklärt hatte .

Hat ein Kaufmann , der seine Zahlungen eingestellt , sich eines strafbaren Ban -
kerutts oder einer der in den W . 6 und 7 dieses Gesetzes vorgesehenen strafbaren
Handlungen schuldig gemacht , so trifft ihn die Strafe der obgedachten Unterlassung
auch dann , wenn über sein Vermögen ein Debitversahren nicht eröffnet ist .

8 - 5 .
Ein Nicht -Kaufmann , über dessen Vermögen ein Debitversahren eröffnet ist ,

wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre bestraft , wenn er seine Zahlungsunfähigkeit
gerichtlich zu erklären selbst dann noch unterlassen hatte , als er bereits vorher¬
gesehen oder hätte vorhersehen sollen , daß im Debitversahren seine Buchgläubiger nicht
einmal den vierten Theil ihrer Forderungen erlangen würden .

8 - 6 .
Ein Kaufmann , der seine Zahlungen eingestellt hat , wird mit Gefängniß bis

zu zwei Jahren bestraft , wenn er , während er bereits seine Ueberschuldung kannte ,
oder hätte kennen sollen , um sich augenblicklich Geld zu verschaffen ,

1 ) vorbehältlich des Z . 263 des Strafgesetzbuchs , ohne seine Vermögenslage
zu offenbaren , Darlehen aufgenommen hat ,

2 ) vorbehältlich des § . 7 dieses Gesetzes Waaren gekauft und , ohne den
vollen Kaufpreis bezahlt oder sichergestellt zu haben , wieder verkauft hatte ,

3) Vermögensgegenstände von verhältnißmüßig bedeutendem Werth erheblich
unter dem Werthe verkauft hatte .

Dieselbe Strafe trifft in den unter Ziffer 1 und 3 hervorgehobenen Fällen
den Nicht - Kaufmann , über dessen Vermögen ein Debitversahren eröffnet ist .

8 - 7 .
Ein Kaufmann , der seine Zahlungen eingestellt hat , wird mit Gefängniß oder

mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft , wenn er , abgesehen von dem Fall des
8 -

,
281 unter Ziffer 1 des Strafgesetzbuchs , im Bewußtsein seiner Zahlungsunfähig¬

keit , seine eigene oder eine in seinem Besitz oder Gewahrsam befindliche fremde beweg¬
liche Sache , an welcher einzelnen Gläubigern ein Separations - oder Vorzugsrecht
zustand , durch Veräußerung , Vernichtung , Beiseitschaffung oder sonst der Geltend -
machung jenes Rechts ganz oder theilweise absichtlich entzogen hatte .

Den Nicht -Kaufmann , über dessen Vermögen ein Debitversahren eröffnet ist ,
trifft im gleichen Falle dieselbe Strafe .

8 - 8.
Der Fallit , welcher , abgesehen von dem Fall des Z . 281 unter Ziffer 1 des

Strafgesetzbuchs , beziehungsweise des obigen § . 1 unter Ziffer 1 , dem ihm ertheilten
Veräußerungsverbot zuwider handelt , oder die Ertheilung der ihm zu Gebote stehenden
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und gerichtlich ihm auferlegten Auskunft über feine Vermögenslage oder die Abstat-tung eines ihm auferlegten Offenbarungseides beharrlich verweigert, oder dem ihmertheilten Verbote zuwider aus feinem Wohnorte entweicht , oder, wenn er vor demAusbruch des Debitverfahrens sich entfernt hatte , böswillig nicht dahin zurückkehrt,wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre bestraft.
9 .

Ist in der Verordnung für Debit - und Nachlaßfachen auf die dort in denW . 250 bis 262 enthaltenen strafrechtlichen Bestimmungen Bezug genommen , sotreten an deren Stelle die betreffenden Vorschriften des XXIV . Abschnitts des Straf¬gesetzbuchs und des gegenwärtigen Gesetzes.
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Anlage II
zur Mittheilung des Senats

vom 10. März 1871.

Sericht
der Verwaltungscommission der altstädtischen Begräbnißanstalt , die

Berlegung der Begräbnißplätze betreffend.

Die Verwaltungscommiffion der altstädtifchen Begräbnißanstalt sieht sich indie Nothwendigkeit versetzt, dem Hohen Senat über die Unzulänglichkeit der ihrerVerwaltung unterstellten Begräbnißplätze und über die Mittel den Bedürfnissen abzu¬helfen , das Nachstehende zu berichten .
Auf dem Begräbnißplätze vor dem Doventhore fehlt es schon jetzt an allemRaum für eigene Gräber . Die Verwaltungscommiffion ist außer Stande , dem Ver¬langen in irgend einer Weise zu genügen. Dazu kommt , daß dieser, ringsum vonWohnhäusern umgebene und in einem bevölkerten Stadttheile belegene Begräbnißplatznicht mehr den Anforderungen entspricht , welche in gesundheitspolizeilicher Hinsichtan denselben gemacht werden müssen, und daher auf die Dauer nicht wird beibe¬halten werden können , zumal seit Bebauung der Nordwestseite schon manchmal inheißen Sommern Klagen über gesundheitsschädliche Ausdünstungen laut geworden find .Eben deßhalb ist auch eine Vergrößerung dieses Begräbnißplatzes völlig unzu¬lässig , wenn nicht davon schon wegen Beschaffenheit der Umgebung und Kostspielig¬keit des sich allein dazu eignenden Areals abgesehen werden müßte.Nicht viel anders verhält es sich mit dem Begräbnißplätze vor dem Heerden -Lhore. Sind hier auch noch auf zwei Jahre hinlänglich eigne Stellen vorhanden , sobedarf es doch auch zweier Jahre , um durch Vergrößerung des gegenwärtigen oderAnlage eines neuen Begräbnißplatzes weitem Raum zu schaffen .Gesundheitspolizeiliche Rücksichten stehen der Beibehaltung und der Vergröße¬rung dieses Begräbnißplatzes nicht entgegen , allein die in der Nähe vorhandenenund noch bevorstehenden Eisenbahn- und Bahnhossanlagen machen nicht nur eineVerlegung wünschenswert!; , sondern verbieten geradezu eine Erweiterung nach derSüdostseite, weil die daselbst belegenen Ländereien zu Eisenbahnzwecken verfügbargehalten werden müssen, selbst wenn sie augenblicklich nicht dazu gebraucht werdensollten. Eine Erweiterung nach der Seite der Hollerallee würde aber nur ein Noth¬behelf für wenige Jahre sein , zumal hier dann auch für die auf dem Doventhors-Begräbnißplatze fehlenden eignen Grabstellen Raum gesucht werden würde.Es wird daher dem in der That dringenden Bedürfniß allein durch dieAnlage eines oder mehrerer neuer Begräbnißplätze abgeholfen werden können .Kann ein angemessenes Areal in passender Lage ermittelt werden , so scheintEin größerer Centralbegräbnißplatz für die ganze Stadt schon wegen der Ersparnißan Anlage - , Unterhaltungs - und Verwaltungskosten unbedingt den Vorzug zu ver¬dienen , während es andern Theils zu Tage liegt , daß wegen der Entfernung der

29 *
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»

an der entgegengesetzten Seite liegenden Stadttheile , neben einem Begräbnißplatze
auf dem Hastedter Felde , etwa in der Nähe des Schelle

' schen Erbzinshoses , also am

östlichen Ende der Stadt , ein andrer am westlichen Ende aus dem Waller Feld
erforderlich sein würde .

' Die Commission glaubt indeß , in dem unmittelbar hinter dem Burgerpapr
belegenen Theil der Bürgerweide zwischen dem neuen Torfcanal und dem Absührungs -
canal das geeignete Areal für einen Centralbegräbnißplatz gefunden zu haben . Dies
Areal ist von keinem Theil der Stadt über die Gebühr entfernt , kann von allen
Seiten auf angenehmen , noch zu verbessernden Wegen erreicht werden , ist jedenfalls
nach einer Seite auch künftig noch zu vergrößern , wird wegen der niedrigen Lage
der Umgebung voraussichtlich niemals in zu großer Nähe bewohnter Stadttheile
liegen , und hat außerdem den Vortheil , daß es bereits Eigenthum der Stadt ist .

Das Einzige , was sich mit Grund gegen die Wahl des Platzes geltend machen
läßt , sind die sehr erheblichen Kosten , welche die Aufhöhung desselben verursacht .
Allein in dem Maße , daß in nicht gar zu großer Entfernung der Stadt diese Kosten
vermindert werden , nimmt auch die Wahrscheinlichkeit zu , daß die Umgebung des Be -
gräbnißplatzes mit Wohnungen besetzt werden wird , welchem doch aus gesundheits -
polizeilichen Rücksichten thunlichst vorgebeugt werden muß , so daß es kaum für
zulässig wird gehalten werden können , Begräbnißplatze auf viel höher belegenem
Areal , wie z . B . aus dem Hastedter und Waller Felde , anzulegen , wenn auch hier an
Aushöhungskosten so viel erspart werden könnte , daß dagegen der Preis der anzu¬
kaufenden Ländereien gar nicht in Betracht kommen würde .

Wir haben daher die Anlage eines Centralbegräbnißplatzes aus der Bürger -
weide hinter dem Bürgerpark durch den Baudirector Berg bearbeiten lassen , und
erlauben uns den ausgearbeiteten Plan nebst Zeichnung hieneben vorzulegen , nach
welchem ein für lange Zeit ausreichender , angemessener Begräbnißplatz mittelst eines
Kostenaufwandes von 225,000 Thalern wird hergestellt werden können , wozu dann
noch etwa 20,000 Thaler für Nummersteine , Baulichkeiten , Anpflanzungen u . s . w .
kommen würden .

Wir befinden uns jedoch nicht im Stande , dieses kostspielige Projekt mit den
uns zu Gebote stehenden Mitteln ohne städtische Beihülse auszuführen .

Wenn der bisherige Tarif bis zur Abtragung sämmtlicher Schulden im
Wesentlichen unverändert bliebe , und der Verwaltung der Begräbnißanstalt gestattet
würde , für die Uebertragung von Grabstellen aus dem neuen Begräbnißplatze gegen
alte eine Umschreibungsgebühr von 5 Thalern für eine Stelle von 48 ssMuß und
von 10 Thalern für eine Stelle von 88 sFFuß zu berechnen , so würde unsers Tr¬
achtens dazu erforderlich sein :

1 ) die unentgeltliche Einräumung des Areals ;
2) die unentgeltliche Herleihung der zur Erhöhung des Begräbnißplatzes

nothwendigen Geräthe , namentlich des Baggers , der Schiffe und Karren ;
3 ) die Herstellung der außer dem Begräbnißplatze erforderlichen Zuwege ,

einschließlich der Aufhöhung und Besteinung ;
4 ) ein jährlicher Zuschuß von 5000 Thalern zu den Anlagen und Unter¬

haltungskosten während der nächsten zehn Jahre , im Ganzen also von
50,000 Thalern ;

5 ) die städtische Garantie von Capital und Zinsen der zur Beschaffung der
Kosten aufzunehmenden Anleihe von ca . 150,000 Thalern .

Von diesen Forderungen sind jedoch streng genommen nur die unter Nr . 1 ,2 und 4 als reelle Beihülfe zu der Anlage anzusehm . Die Wege , welche zugleich
zum Bürgerpark führen und in anderer Weise der Annehmlichkeit des Publikums
dienen , werden auch ohne den neuen Begräbnißplatz über kurz oder lang erhöht und
besteint werden müssen , und die Garantie der Anleihe soll voraussichtlich ohne die
Generalcasse im mindesten zu belasten , die Verwaltung nur in den Stand setzen, die
erforderlichen Gelder zu einem vielleicht etwas niedrigern Zinsfuß zu beschaffen , als
es ohne die Garantie der Fall sein würde .

Für diese Leistungen würde aber die Stadt in den ihr einige Jahre nach
Herstellung des neuen Begräbnißplatzes , mit Ausnahme einiger Gebäude , Wohnhaus
aus dem einen , Büreau und Schoppen auf dem andern , zu überweisenden und nach
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30 Jahren frei verfügbaren bisherigen Begräbnißplätzen mit einem Flächeninhaltvon etwa l Million Fuß ein mehr als genügendes Aequivalent erhalten . Die
Verwaltung würde aber dadurch in den Stand gesetzt in etwa 30 Jahren die über-

U nommenen Verbindlichkeiten zu tilgen und sodann auf Sammlung neuer Mittel Be-^ dacht zu nehmen , um die Kosten der etwa 10 Jahre später erforderlichen Vergröße¬
rung des Begrübnißplatzes bestreiten zu können.

Unter diesen Bedingungen sind wir sowohl als sämmtliche ander altstädtischen
Begräbnißanstalt interessirte Bauherren der städtischen Kirchen, mit welchen wir
über das Project zu Rathe gegangen sind , bereit, die Anlage des neuen Begräbniß-
platzes für Rechnung unsrer Begräbnißanstalt zu übernehmen.

-7 Indem wir alles Weitere höherem Ermessen anheimstellen , glauben wir
schließlich die späte Berichterstattung damit genügend zu rechtfertigen , daß wir vorab
Gewißheit darüber wünschen mußten, welchen Einfluß die Durchführung der Venlo-
Hamburger Bahn auf die Schließung der bisherigen Begräbnißplätze so wie auf unserneues Project haben würde, und daneben eine definitive Feststellung der für die
Durchführung erforderlichen Anlagen von einem Tage zum andern zu erwarten war,
daß aber endlich die Dringlichkeit der Sache genöthigt hat, ohne die Entscheidung
hinsichtlich der Venlo-Hamburger Bahn abzuwarten, mit der Berichterstattung vor¬
zugehen .

Die Dringlichkeit der Sache veranlaßt uns endlich auch , dem Hohen Senat
eine baldige Erledigung derselben dringend zu empfehlen .

Bremen , den 2 . März 1871 .
Die Verwaltungs - Commission der altstädtischen Begräbnißanstalt .

(gez ) G . Bagelrnann . (gez .) Herm . Rauschenberg .
(gez .) Heinr . Lrrdw. Grommk . (gez .) H. Stövesand .
(gez ) Aug . Theod . Plump . ( gez .) W . I . Barkhausen .
(gez .) H. D . Stegmann . (gez .) C . G . Kleinschmidt .
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Unter-Anlage 1.
zur Anlage II . der Mittheilung des Senats

vom 10. März 1871.

In ergebener Erledigung des mir von dem Herrn Rechnungsführer der
Beerdigungsanstalten , Herrn G . Bagelmann ertheilten Auftrages , mich über die
Kosten für Erdarbeiten , welche durch die Anlegung eines ausreichend großen Fried¬
hofes auf dem, hinter dem Bürgerpark liegenden Theile der Bürgerweide entstehen
werden, zu äußern, resp . ein allgemeines Project nebst Kostenanschlag dieserhalb auf¬
zustellen, erlaube ich mir anliegend eine Skizze zu überreichen und dazu Folgendes
zu berichten .

Der für die Herstellung eines neuen , großen Friedhofes in Aussicht genom¬
mene Platz auf der Bürgerweide scheint sich einmal wegen seiner centralen Lage
zur Stadt , ferner aber wegen seiner Belegenheit in unmittelbarer Nähe des heran¬
wachsenden Bürgerparkes besonders zu eignen .

Würde man den neuen Friedhof an einem Ende der Stadt (nach Walle zu)
anlegen, so würde die unmittelbare Folge davon sein, daß man an dem anderen
Ende (bei Hastedt etwa) einen zweiten Kirchhof würde anlegen müssen . Abgesehen
von den durch eine solche Trennung nicht unerheblich gesteigerten Anlagekosten wür¬
den sich auch die Verwaltungskosten durch Trennung der Aufsicht rc . für alle Zeiten
wesentlich höher herausstellen, als dieses bei einer Centralisirung der Fall sein wird .

Es läßt sich allerdings nicht verkennen , daß die größere Entfernung des neuen
Friedhofes von der Stadt , welcher, gegen die jetzige Lage des Heerdenthorskirchhofes
gerechnet, von dem Ausgange der Bahnhofsstraße an dem Kuhgraben hin pr . pr .
7500 Fuß , an dem neuen Torfcanale hin x>r . pr . 7400 Fuß mehr beträgt , einige

30
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Unbequemlichkeiten bei Bestattung von Leichen der jetzigen Belegenheit gegen¬

über , herbeiführt ; allein das berechtigte Bestreben , die Friedhöse aus der unmit¬

telbaren Nähe der Stadt zu schaffen, läßt solche Unbequemlichkeiten immerhin hier¬

nach sehr gering erscheinen , wenn man die proponirte Lage mit derjenigen neuerer

Friedhöse bei anderen größeren Städten in Betracht zieht . Ich glaube hier anführen

zu dürfen , daß es , meiner Ansicht nach , kaum möglich sein wird , für neue Friedhofs¬

anlagen unter gleichen Umständen einen näher belegenen Platz zu erlangen .

Was nun zunächst die Zugängigkeiten zu dem neuen Friedhose aus der Bür¬

gerweide betrifft , so sind dieselben wohl folgendermaßen am zweckmäßigsten einzu¬

richten .
1 ) Der erste Weg führt von der Stadt aus unter der Durchfahrt hindurch ,

welche bei Gelegenheit der Erbauung der Venlo - Hamburger Bahn höchst wahrschein¬

lich vor der Rembertistraße angelegt wird , resp . unter der zu verbessernden und zu

erhöhenden Durchfahrt bei der Turnhalle hindurch , an dem Kuhgraben hin , bis

zu dem Consumtionshause am Stau , wendet sich dann links und läuft neben dem

Bürgerpark bis zur Einfahrt des Friedhofes .
2 ) Der zweite Weg führt von der Stadt aus durch den Eisenbahntunnel

(welcher wahrscheinlich schon bald verbreitert resp . mit größerer Lichthöhe versehen
werden wird ) oder über den Uebergang , an dem neuen Torscanal hin bis zu dem

Ende des Bürgerparkes , wendet sich dort rechts und führt vor die Einfahrt des

Friedhofes .
Beide Wege müssen , wenn dieselben zu jeder Jahreszeit zu Beerdigungs¬

wegen dienen sollen , befestigt und für jede Witterung practicabel gemacht werden .
Aber die Befestigung der Wege genügt nicht allein . Es wird , ebenso wie

bei der Höhenlage des Friedhofes , welche weiter unten ausführlicher besprochen wer¬
den , wird , eine Aufhöhung , wenigstens des einen dieser Wege , in der Weise aus¬

zuführen sein , daß die Leichenzüge auch bei einem hohen Binnenwasserftande trocken

nach dem Friedhofe gelangen können . Um dieses zu erreichen , wird der Weg am

Kuhgraben in entsprechender Kronenbreite auf die Höhe von 6 Fuß über Null zu
bringen sein . Von dem Consumtionshause bis zum Friedhossthore hebt sich der Weg
von - j- 6 aus - j- 10 Fuß . Von dem Friedhofsthore kann man den Weg , nach dem
neuen Torfcanale zu , auf die Höhe des dort vorhandenen Weges fallen lassen . Da
dieser Weg so Hoch liegt , daß das gewöhnliche Binnenwasser erst die Höhe von 7 Fuß
über Bürger Null erreichen muß , ehe es denselben übersluthet , ein solcher Fall aber
nur außerordentlich selten eintritt , von Deichbrüchen rc . , die glücklicher Weise noch
seltener eintreten , nicht zu reden , so kann man denselben der Kostenersparung wegen
im Allgemeinen in seiner jetzigen Höhenlage lassen und müssen dann die Leichenzüge ,
falls einmal ein Wasserunglück eintritt , sämmtlich den Kuhgrabenweg passiren . Der
Umweg betrügt in solchem Falle im Minima 1500 Fuß . Jedenfalls muß einer dieser
Wege unter allen Umständen practicabel sein . Es ist darauf bei der Zusammen¬
stellung der Erdarbeitskosten Rücksicht genommen .

Was die Belegenheit des neuen Friedhofes zu dem Bürgerparke betrifft , so
kann die Lage kaum glücklicher gedacht werden . Der Bürgerpark würde den eigent¬
lichen Vorhof des Kirchhofes bilden und würde der ganzen Anlage somit den park -
arligen Charakter , der von mancher Seite so sehr für die Friedhossanlage gewünscht
wird , ertheilen . Leider ist bei der niedrigen Lage unseres Terrains und den aus
der Aufhöhung erwachsenden , enormen Kosten der Charakter eines Parkes für den
Friedhoi selbst , da solche Parkanlagen einen sehr großen Raum erfordern , höchst un¬
zweckmäßig . Da wo man geeignetes Terrain von ausreichender Größe hat und die
Erdarbeiten nicht Hunderttausende erfordern , ist die Verwandlung von Friedhöfen in
Parkanlagen gewiß gerechtfertigt ; es giebt aber Lagen , in denen dieses ohne ganz
unverhältnißmäßige Opfer nicht zu erreichen steht , und in einer solchen Lage befindet
sich Bremen .

Es ist daher als ein besonderer Vortheil zu bezeichnen , daß der vor dem
Friedhofe liegende Bürgerpark den Uebelstand gewissermaßen ausgleicht . Es ist
ferner als ein glückliches Zusammentreffen zu bezeichnen , daß die Herstellung der
Aufhöhung des Friedhvfes vermittelst Ausgrabung des denselben umgebenden Terrains
wesentlich billiger als andere Materialbeschaffungen zu stehen kommt , und daß man
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dadurch zugleich ein Mittel gewinnt , der landschaftlichen Umgebung desselben durch
Anlage eines größeren Sees einen Charakter zu verleihen , der sich dem des Bürger¬parks sicherlich gut anschließen wird . Wird der See , wie das in der anliegendenSki ze angedeutet ist , in seinen unregelmäßigen Umgebungen mit Streifen dichtenund hohen Buschwerkes bepflanzt , läßt man in demselben einige kleine mit Baum¬und Strauchwuchs bepflanzte Inseln stehen und legt man endlich auf den sehr flachen
Dossirungen des Friedhofes zweckmäßige Anpflanzungen an , so hege ich die Ueber¬
zeugung , daß dadurch ein Landschaftsbild geschaffen wird , welches sicherlich den
Beschauer befriedigen muß . Die regelmäßige, durch den See und die Pflanzungen
gewissermaßen versteckte Form des Friedhofsplateaus wird dabei den Charakter des
ganzen Bürgerparkes ebenso wenig stören , als dieses durch die regelmäßigen Formen
seines großen Bassins geschieht.

Es ist eine Thatsache , daß die Bevölkerung Bremens eine große Pietät gegenihre Todten hegt und daß der Friedhof in guter Jahreszeit ein vielbesuchter Ort ist.Das wird noch mehr der Fall sein , wenn der Weg zu dem Friedhose für die Pro -
menirenden durch die Anlagen des Bürgerparkes führt .

Auch glaube ich noch bemerken zu dürfen , daß die neue Anlage , die , von
Baumpftanzungen umgeben , inmitten eines ruhigen größeren Wasserspiegels liegt , dem
Friedhose an und für sich einen würdigen und ernsten Character ausprägen wird,wie solcher in anderer Lage und Umgebung bei uns nicht leicht wieder zu erreichen ist.

Ich komme nun zu der Höhenlage des Friedhofplateaus . Dieselbe muß minde¬
stens genau so wie die des Heerdenthorskirchhofes gewählt werden, um die Bestattungder Leichen bis zu 9 Fuß unter Erdoberfläche allezeit im Trocknen zu gestatten.Das wird bei der Höhenlage von st 10 Fuß über Null erreicht . Sollte einmal ein
Deichbruch oder dergleichen das Wasser auf der Bürgerweide für kürzere Zeit aufetwa 4 Fuß über Null steigen lassen , so steht nichts im Wege für eine solche kurze
Frist von der Anlage tieferer Gräber abzustehen, zumal ein solcher Fall glücklicher
Weise selten eintritt . Eine größere Erhöhung des Kirchhofsptateaus halte ich , dem
seltenen Auftreten größerer Wasserunglücksfälle gegenüber , für nicht gerechtfertigt, zu¬mal die Höhenlage des Heerdenthorskirchhofes , die ebenfalls 10 Fuß über Null beträgt ,bis jetzt immer, und selbst in früheren Zeiten , wo Deichbrüche, der schwächeren Deiche
wegen , häufiger auftraten und wo die Entwässerung des Blocklandes die Trockenlegung
noch nicht beförderte, genügt hat.

Nach diesen Vorausschickungen gehe ich zu der Ermittelung und Veran¬
schlagung der erforderlichen Erdarbeiten über. Das Nivellement hat ergeben , daßdas Terrain auf der Weide , hinter dem Bürgerpark , zwischen dem Kuhgraben unddem neuen Torfcanal , da wo der neue Friedhof angelegt werden soll, durchschnitt¬
lich auf der Höhe von 2 Fuß 9 Zoll unter Null des Pegels an der großen Weser¬brücke liegt.

. Die Höhe, auf welche das Kirchhofsplateau gebracht werden muß, muß der¬
jenigen des jetzigen Heerdenthorskirchhofes gleich sein . Diese Höhe beträgt 10 Fußüber dem Nullpunkte des Pegels an der großen Weserbrücke.

Aus diesen beiden Höhenlagen ergiebt sich , daß der Auftrag des Kirchhofs¬plateaus im Mittel 12 Fuß 9 Zoll beträgt .
Die Dossirungen dieses Plateaus sind , damit auf denselben Bosquet- An-

pflanzungen und Promenaden angelegt werden tonnen und damit solche bei eineretwa eintretenden Ueberschwemmung vollkommen gesichert sind , in einer Neigung von
1 : 10 angenommen, wobei deren Fuß in der Höhenlage von Null projectirt ist .Es haben mithin diese Dossirungen eine Breite von je 100 Fuß ( 10 X 10) .

Das aus der Zeichnung angenommene Plateau des Kirchhofes (ohne die mög¬liche Vergrößerung) mißt 37 V» Morgen Bremer Maaß .
Der jetzige Heerdenthorstirchhof mißt im Plateau rund 21 V2 Morgen,der Doventhorskirchhos rund 01/2 Morgen , so daß beide eine Fläche von 28 Morgen

besitzen.
Das projectirte Kirchhofsplateau ist also um 9 Vz Morgen größer als die bei¬den vorerwähnten Kirchhöfe zusammen , so daß diese Fläche voraussichtlich aus eine

größere Reihe von Jahren ausreichen wird .
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Außerdem ist angenommen , daß der hinter dem projectirten Kirchhofsplateau

liegende Platz , welcher bis auf Weiteres zu Weideland oder zum Grasschnitt ver¬

pachtet werden kann, denselben demnächst vergrößern soll .

Diese Vergrößerung wird im Plate .m (ohne die Dossirungen ' 23 - /4 Morgen

betragen
Es läßt sich also im Laufe der Jahre ein Gesammtplateau von 60Vis

Morgen herstellen . Dasselbe ist mehr als doppelt so groß als das Areal der jetzigen

beiden Kirchhöfe, so daß auf eine sehr lange Reihe von Jahren der Bedarf an

Begräbnißstellen gesichert erscheint. Das Gesammtareal , welches für den neuen Be -

gräbnißplatz in Anspruch genommen wird , Dossirungen mitgerechnet, beträgt :

a ) für den sofort herzustellenden Kirchhof 53 Morgen ,
b) für die demnächstige Vergrößerung 28 -/4 Morgen .

Für die Aufführung des zunächst auszuführenden Kirchhofes werden incl . der

Böschungsarbeiten an Auftrag erforderlich . 20,403,000 Cubiksuß .

Für die Aufhöhung des Weges zwischen dem Friedhofe und
dem Bürgerpark mit 1 - /2 süßigen Dossirungen . 1,927,000 „

Für die Aufhöhung des Weges am Kuhgraben von der Stadt

her bis zum Consumtionshause beim Stau , mit 1 - /2 süßi¬

gen Dossirungen . 1,650 .000 „
Zusammen 23,980,000 Cubiksuß .

Diese Erbmasse ist , wenn solche in der Nähe gewonnen werden soll , nicht
anders als dadurch zu erlangen , daß man den Kirchhof mit einem See umgiebt , wie

das in den Vorbemerkungen hervorgehoben ist.
Es werden diesem See also 23,980,000 Cubiksuß oder 23,980 Pott Erde

zu entnehmen sein, wobei derselbe Dossirungen von 1 : 3 und eine Tiefe von 12 Fuß
unter Null in der Sohle erhalten würde . Die jetzige Terrainhöhe beträgt im Mittel
2 Fuß 9 Zoll unter Null des Pegels an der großen Weserbrücke .

Von der erforderlichen Erdmasse ist nur ein Theil , und zwar xr . pr . 8000 Pott ,
durch Grabung zu gewinnen , der Rest von 15,980 Pott muß durch Baggerung
beschafft werden . Die Transportweite des Materiales beträgt für die Grabungen
durchschnittlich 50 Ruthen , für die Baggerungen 25 Ruthen (ohne Schiffstransport ) .
Für einen Theil des zu verbauenden Materiales und zwar für 2000 Pott ist ein Mehr¬
transport von 50 Ruthen in Ansatz zu bringen , ebenso für 1650 Pott ein Transport
von 150 Ruthen per Axe oder per Schiff in dem Kuhgraben .

Nach diesen Auseinandersetzungen berechnen sich die Erdarbeiten folgendermaßen :
1 ) 8000 Pott Erde im Trockenen zu gewinnen und mit

50 Ruthen Transport zu verbauen incl . Haltung der
Geräthe und Karrdielen ü 7 -/s . 60,000 . —

2) Für Wasserschöpfen bei dieser Arbeit incl . Maschine,
Kohlen und sonstigen Nebenkosten, 300 Tage ä 10 „ 3,000 . —

3 ) 15980 Pott Erde , Sand rc . durch Bagerung zu ge¬
winnen , in Schiffen heranzuführen , in Karren zu ver¬
laden und mit 25 Ruthen Transport zu verbauen , incl .
Haltung der Geräthe und Karrdielen ä 8 . „ 127,840 . —

4) Für die Anschaffung eines Dampfbaggers mit Zubehör ,
Miethung von Schiffen und Unterhaltung während des
Baues sind anzuschlagen . „ 9,000 . —

5) 2000 Pott Erde 50 Ruthen weiter zu transportiren
pro Pott 3 „ 6,000 . —

6 ) 1650 Pott Erde 150 Ruthen weiter zu transportiren
pro Pott 6 „ 9,900 . —

7) Für Aufsicht, Bauausführung , Ucberwachung und Jns -
gemeinkosten . j . „ 9,260 . —

Total 225,0007 —
Es kostet mithin , da das Friedhofsplateau nach dem anliegenden Plane

1,148,800 I Fuß mißt , jeder st/Fuß desselben an Erdarbeiten 14,1 Groten
und jeder Cubiksuß dieser Aufhöhung 0,« ? Groten , wobei Dossirungen und Wege
eingerechnet sind . Will man noch genauer in die Rechnung hineingehen , so ist anzu-
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schlagen , daß von den oben « ob 4 angeschlagenen Anschaffungskosten für einen Bagger,nach Vollendung der Arbeit , für das wieder zu verkaufende Geräth pr . pr . 4000 Thaler
abgesetzt werden können .

Es ist aber ferner zu berücksichtigen, daß bei Ausführung des ganzen Planesvon dem Areale der Bürgerweide I 8 M/ 2 Morgen verloren gehen und daß dadurchder Staatskasse ein Verlust erwächst , der durchschnittlich zu 5 Thaler pro Morgenangeschlagen werden muß . Es kommen also dem Staate 922 V2 Thaler alljährlichin Ausfall, zu deren Deckung ein Capital von 23,063 Thaler (bei 4 °/o) beschafftwerden muß.
Es ist nicht meine Sache darüber eine Ansicht auszusprechen , ob der Staatdas fragliche Areal ohne Entschädigung überlassen will ; ich kann nur auf den Ausfallin der Einnahme desselben hinweisen , damit nichts übersehen wird , was aus die

Zusammenstellung eines genauen Kostenanschlages von Einfluß sein kann .Es ist nun die Frage aufgetaucht, ob sich die Aufhöhung des neuen Fried¬
hofes durch das Heranschaffen von Erde vermittelst der vorhandenen oder der in
nächster Zeit zu erbauenden Venlo - Hamburger Eisenbahn nicht billiger beschaffen
lassen werde.

Nimmt man bei Erwägung dieser Frage den günstigsten Umstand , nämlichden , daß die hergestellte Venlo - Hamburger Eisenbahn die erforderliche Erdmasse von
den Höhen bei Sagehorn heranzuführen übernehmen würde, an, so würde sich nach¬
stehende Berechnung aufstellen lassen .

Ich muß dabei voranschicken , daß die frühere Hannoversche Eisenbahnverwal¬
tung eine Wagenladung Erde von 100 Ctr . zu 10 Sgr . pro Meile heranschaffte ,wenn die transportirte Erd masse zu Eisenbahnzwecken diente , und
daß die Preußische Eisenbahnverwaltung jetzt nvch ein Gleiches thut.

Dagegen wird bei dem Transport von Erde zu anderen Zwecken
Ctr . nach dein Betriebs - Reglement mit 25 Sgr . pro Meile, »V» I AÜ> eine Tiefe m die Ladung von 100

je jetzigeTeminHe beträgt 1« berechnet ,
ler großen Mecknilke. Ich will nun den günstigsten Fall annehmen, daß die Köln - Mindener Eisen-
,r ein Heil, nntz Mr pr . xv. M - d^bn-Direction sich bestimmen ließe , die Ladung von 100 Ctr . zu 20 Sgr . pro

15,980 Pott mß Meile zu fahren , was pro Pott und Meile eine Ausgabe von 5 Thalern 10 Sgr .
Mtenales beträgt für die M» ergeben würde, so stellt sich die Rechnung folgendermaßen heraus .
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19980 Pott Erde aus den Höhen hinter Sagehorn zu
gewinnen und auszuladen sowie aus dem neuen Fried¬
hofsareale bei Bremen abzuladen und zu verschlichten ,incl . aller Geräthe und Nebenarbeiten pro Pott 5
19980 Pott auf durchschnittlich 2 V4 Meilen Entfernung
heranzufahren pro Pott und Meile 5 10 Sgr .
27980 Pott Erde anzukaufen pro Pott anzuschlagen
zu 10 Sgr .

4) Herstellung einer Zweigbahn von der Venlo - Hamburger
Eisenbahn nach dem Friedhofsplatze nebst Unterhaltung
und Verlegung derselben schlage an .

5) 4000 Pott Erde durch Ausgrabung aus der Weide zu
gewinnen und in den Damm resp . die Wege mit
50 Ruthen Mitteltransport zu verbauen pro Pott 8 ^6) Für Wasserschöpfen 150 Tage a 11 -̂ .

7) 2000 Pott Erde 50 Ruthen weiter zu transportiren
pro Pott 3 ^ 10 Sgr .

8) 1650 Pott Erde 150 Ruthen weiter zu transportiren
pro Pott 6 20 Sgr .

9) Bauausführung , Jnsgemeinkosten rc.

99900 . -

239760 .

9327 . —

25000 .

32000 . —
1650 . —

6,667 . —

11 , 000 . —
10,696 . —

Zusammen -̂ 436,000 . -
Diese in Courant berechnete Summe mit 10 0/0 in Gold umgerechnet , ergiebteinen Anschlagssatz sür die Erdarbeiten von 396,364 Thalern.
Das Terrain, was bei einer derartigen Herstellung des Kirchhofes dem

Staate verloren geht, ist natürlich geringer und beträgt incl . der Kirchhofsgräben
von 50 Fuß Breite rund nur 60 Morgen resp . incl . des Terrains für spätere
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Vergrößerung nur 92 Morgen . Rechnet man diese letzte Morgenzahl als Verlust
und nimmt an , daß dem Staate dadurch eine Einnahme von 460 Thlrn . p . a .

entgeht , so repräsentirt das (zu 4 °/o) ein Capital von 11,500 Thlrn .
Stellt man nun die Ergebnisse der Veranschlagungen zusammen , so erhalt

man folgendes Resultat .
2 . Erdgewiunung mit Eisenbf .

desgleichen . 396,364
desgleichen . „ 11,500

407,864

1 . Erdgewinnung aus der Weide .
a . Anschlag für Erdarbeiten 225,000
b . Capital für Landverlust „ 23,063

^ 248,063
e . Davon Werth der Geräthe „ 4,000 _

—

Total . . . . Gold .>/> 244,063 Gold ^ 407,864
Es kann nach diesen Ergebnissen der Veranschlagung gar keine Frage sein ,

welcher Ausführungsart der Vorzug zu geben sein wird .
Angenommen selbst , die Köln - Mindener Eisenbahnverwaltung wollte um

einige Groschen pro 100 Ctr . und Meile billiger fahren , so würden sich die Kosten
doch immerhin weit höher als die bei der Gewinnung im umgebenden Terrain

herausstellen .
Dazu konimt ferner , daß die Köln -Mindener Eisenbahn -Gesellschaft nicht daran

denken kann , einen so umfangreichen Erdtransport zu übernehmen , ehe sie nicht ihre
eigene Bahn fertig und im vollen Betriebe hat , worüber aber , meiner Ansicht nach ,
2Vs bis 3 Jahre verlausen werden .

Daß die Verwaltung der Hannoverschen Staatsbahnen , resp . die der Olden¬
burgischen Eisenbahnen die Heranschaffung des Aufhöhungsmaterials übernehmen
werden , daran ist wohl nicht zu denken , einmal weil die weiten Transporte und die
Anlegung einer langen Zweigbahn nach dem Friedhofsplatze die Kosten noch erheblich
steigern würden , ferner aber weil das Material , welches dieselben schaffen können ,
feiner Dünensand , sich für die Aufhöhung des Kirchhofes nicht eignet , die Schüttung
vielmehr aus gemischtem Boden bestehen muß .

Was nun die übrigen Kosten , als Besaamung der Böschungen und brach¬
liegenden Flächen des Friedhofsplateaus , Herstellung von Baumpflanzungen , Bosquets ,
Begründung - der Kirchhofswege , Pflasterung und Chaussirung der Zufuhrwege ,
Erbauung einer Brücke , Anlegung eines Wärterhauses , resp . Leichenhauses oder einer
Capelle betrifft , so habe ich , da diese bei beiden Arten der Ausführung gleich sind ,
vorläufig von deren Zusammenstellung abgesehen , bis die Entscheidung der Frage ,
ob der Friedhof überhaupt aus der Bürgerweide angelegt werden soll , näher gerückt
sein wird . Auch bemerke ich noch , daß diese Kosten , mit Ausnahme derer für
Pflasterungen oder Chaussirungen , die sich wesentlich nach der näheren oder ent¬
fernteren Lage des Friedhofes von einer befestigten Straße richten , bei allen anderen
Projekten im großen Ganzen sich gleich bleiben werden .

Bei weiterer , demnächstiger Berechnung dürfte auch der Werth der jetzigen
Friedhossareale , welchen dieselben nach Verlauf von pr . pr . 30 Jahren repräsentiren ,in Betracht zu ziehen sein .

Bremen , den 5 . Januar 1871 .

(gez .) Berg , Baudirector .
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